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Demokratie ist 
kein Wühltisch

Demokratie ist die schlech-
teste aller Regierungs-
formen – abgesehen von 

all den anderen Formen, die von 
Zeit zu Zeit ausprobiert worden 
sind.“ Dieses Zitat des britischen 
Staatsmanns Winston Churchill ist 
– um die Ecke gedacht – ein großes 
Kompliment an die Demokratie. 
Sie ist in der Tat eine Staatsform, 
die wir mit Verve verteidigen 
müssen, weil sie die Achtung der 
Menschenwürde, die Gleichheit 
vor dem Gesetz, aber die Freiheit 
jedes Einzelnen samt Persönlich-
keitsentfaltung sicherstellt – so 
weit nicht Rechte anderer verletzt 
werden. Diese Grundwerte sind – 
neben unserem christlichen und 
sozialen Erbe – der Kitt, der uns als 
Demokraten zusammenhält.

Eine Politik, die auf einer demo-
kratischen Verfassung fußt, muss 
die Kunst des Interessenausgleichs 
beherrschen. Sie kann es niemals 
allen recht machen. Demokratie 
ist daher kein Wühltisch im Kauf-
haus, aus dem man herausfischen 
kann, was einem gerade passt. 
Doch gefährlich wird es erst, wenn 
Moral mitsamt erzieherischem An-
spruch hinzukommt. Denn für die 
Politik gilt nicht, „dass aus Gutem 
nur Gutes, aus Bösem nur Böses 
kommen könne, sondern oft das 
Gegenteil“, wie der Soziologe Max 
Weber feststellte.

Vor allem in der Klimapolitik 
werden oft moralische Forderun-
gen erhoben – weniger fliegen, 
weniger Auto fahren – und mit 
steigenden (CO2)-Abgaben unter-
legt. Die Auswirkungen einer 
Kombination aus (Klima)Moral 
und Wühltisch erleben wir derzeit 
an der Saarbrücker Universität, 
wo die Klimaaktivisten von „Barrio 
Hanni“ die genehmigte Rodung 
eines Waldstücks mit einer Be-
setzungsaktion verhindern wollen. 
„Stoppt Waldgewalt“, heißt es dort. 
Mit derselben Inbrunst könnten 
sie auch die Waldrodungen wegen 
Windräder verhindern – tun sie 
aber nicht. So ist das nun mal mit 
der (Doppel)Moral.

REGIONALER LEITARTIKEL

VON LOTHAR WARSCHEID

SAARBRÜCKEN Die Stromversor-
gung für den wachsenden Bedarf 
der saarländischen Stahlindustrie 
nach elektrischer Energie ist gesi-
chert, wenn sie ihre Produktionsver-
fahren in den kommenden Jahren 
teilweise auf Wasserstoff umstellt, 
um Stahl weitgehend klimaneutral 
aber wesentlich stromintensiver zu 
produzieren. Das bestätigten sowohl 
Hendrik Neumann, der technische 
Geschäftsführer des Übertragungs-
netzbetreibers Amprion, als auch 
Roman Fixemer, Chef von VSE Ver-
teilnetz. Sie sprachen in Saarbrü-
cken auf der Veranstaltung „Stahl & 
Strom“ des Stahlverbands Saar.

Den größten Strombedarf wer-
den künftig die beiden Elektro-
Lichtbogen-Öfen in Völklingen 
und Dillingen haben, in denen 
Eisenschwamm und Schrott zu 
Stahl verkocht werden. „Wir haben 
Glück, dass es bereits eine Leitung 
zwischen dem ehemaligen VSE-
Kraftwerk Ensdorf und Saarstahl in 
Völklingen gibt“, sagte Fixemer. Die-
se sogenannte „Röchling-Leitung“ 
müsse nur noch verstärkt werden. 
„Der Bau einer neuen Leitung wäre 
wegen der langen Genehmigungs-
dauer keine Option gewesen.“ Für 
den neuen Ofen in Dillingen ist Am-
prion zuständig. „Auch hier ist die 
Stromversorgung sichergestellt“, 

sagt Neumann. Jonathan Weber, 
der bei der Stahl-Holding-Saar 
(SHS) für die Transformation der 
Stahlindustrie hin zu klimaneutraler 
Produktion zuständig ist, rechnete 
vor, dass der Strombedarf beider 
Unternehmen nach dem Bau der 
Öfen bei 2,5 Terawattstunden (TWh, 
gleich eine Billion Watt) liege. Hin-
zu komme die Stromnachfrage, die 
entsteht, wenn die geplante Direkt-
reduktionsanlage (DRI), die die SHS 
in Dillingen bauen will und die den 
Eisenschwamm für die Elektroöfen 
produzieren soll, in der Endpha-
se mit Wasserstoff betrieben wird. 

Dieser wird mit Hilfe von Strom in 
Elektrolyseuren erzeugt, in denen 
Wasser in Wasserstoff und Sauerstoff 
aufgespalten wird.

Dieser Strom sollte zudem aus 
erneuerbaren Energiequellen wie 
Windparks oder Photovoltaik-Fel-
dern stammen. „Insgesamt benö-
tigt die SHS rund 120 000 Tonnen 
Wasserstoff pro Jahr, wenn die DRI 
die beiden Hochöfen ablösen wird“, 
rechnete Weber vor. Der Strom-
bedarf für die Elektrolyseure, die 
diese 120 000 Tonnen Wasserstoff 
erzeugen, liegt Weber zufolge bei 
weiteren sieben TWh. „Die Dillinger 

Hütte und Saarstahl werden dann 
mehr Strom benötigen als heute im 
ganzen Saarland verbraucht wird.“

Einer dieser Elektrolyseure soll auf 
dem Areal des Kraftwerks Fenne ge-
baut werden – mit einer Kapazität 
von etwa 8200 Tonnen Wasserstoff 
pro Jahr. Um sicherzustellen, dass 
hier grüner Strom eingesetzt wird, 
muss die Betreibergesellschaft Iqo-
ny Lieferverträge mit Windparks im 
Meer abschließen. „Nach der jetzi-
gen Regelung können wir diesen 
Elektrolyseur nur betreiben, wenn 
diese Parks auch wirklich Strom er-
zeugen“, betonte Anke Langner, Ge-
schäftsführerin von Iqony Energies. 
„Ansonsten muss er stillstehen.“

Die Iqony-Muttergesellschaft Ste-
ag will außerdem an ihren Kraftwerk-
Standorten in Quierschied (Weiher 
3) und Bexbach Gasturbinen bauen, 
die Strom produzieren sollen, wenn 
der Wind nicht weht und/oder die 
Sonne nicht scheint. Diese sollen 
später auch mit Wasserstoff betrie-
ben werden. „Allerdings sind Leitun-
gen dorthin im deutschen Wasser-
stoff-Kernnetz nicht vorgesehen“, 
beklagte Langner. „Wir müssten die 
Abzweigungen selbst bezahlen.“ Die 
für Energie zuständige Abteilungs-
leiterin im Saar-Wirtschaftsministe-
rium, Lesya Matiyuk, betonte, „dass 
wir mit den zuständigen Stellen in 
intensiven Verhandlungen stehen, 
um dies zu vermeiden“.

Saar-Stromnetz ist fit für grünen Stahl
Die zukünftigen Produktionsverfahren verschlingen mehr Energie als das Saarland bisher im Jahr verbraucht.  

Im Kohle- und Gaskraftwerk Völklingen-Fenne soll einmal in kleinen Mengen 
Wasser in Wasserstoff und Sauerstoff aufgespalten werden.  FOTO: ROBBY LORENZ

Hier blitzt die Polizei an 
diesem Freitag im Saarland
SAARBRÜCKEN (red) Die Polizei im 
Saarland hat für den heutigen Frei-
tag Geschwindigkeitskontrollen an-
gekündigt.  Demnach blitzt es auf 
der L 287 zwischen Neunkirchen 
und Hangard, auf der B 269 zwi-
schen Saarlouis und Lebach sowie 
auf der A 1 zwischen der Anschluss-
stelle Hasborn und dem Autobahn-
kreuz Saarbrücken. Wie die Polizei 

mitteilt, sind über die angekündig-
ten Kontrollen hinaus weitere Ge-
schwindigkeitskontrollen möglich. 
„Aus einsatztechnischen Gründen“ 
können auch angekündigte Kontrol-
len entfallen, teilt die Polizei mit.

Notenerlass verunsichert Lehrer

VON CHRISTOPH SCHREINER

SAARBRÜCKEN Drei Monate nach 
Einführung des neuen Erlasses zur 
Leistungsbewertung an den Schu-
len im Saarland sind die Kollegien 
nach dem Motto „Was ändert sich 
eigentlich wie genau?“ immer noch 
mit der detaillierten Ausdeutung der 
ministeriellen Vorgaben beschäftigt. 
Die Fragen, die sich etwa stellen: 
Was fällt alles (und in jeweils wel-
cher Gewichtung) unter die „Sons-
tigen Leistungen“ (SL)? Wann erfolgt 
sinnvollerweise die für die SL vor-
geschriebene Rückmeldung an die 
Schüler und ihre Eltern?

Vor allem aber stellt sich noch 
eine Frage: Eröffnet der neue Erlass 
den Schulen mehr Spielräume bei 
der Ermittlung des Leistungsstan-
des der Schüler oder bringt er am 
Ende nur noch mehr Bürokratie und 
Dokumentationspflichten mit sich? 
Und wie kommt das mit dem neuen 
Leistungsbewertungserlass Einzug 
haltende Noten-Mitteilungs-Bom-
bardement eigentlich bei Schülern 
und Eltern an?

Mindestens 14 Fächer umfasst 
der schulische Lehrplan. In jedem 
Fach muss seit diesem Schuljahr – 
immer mit gebührendem Abstand 
zum Halbjahres- und Ganzjahres-
zeugnis – pro Halbjahr jeweils zwei-
mal eine Übersicht der sogenannten 
„sonstigen Leistungen“ (darunter 
fallen Mitarbeit, Heftführung, Ar-
beitsverhalten, Kurzvorträge, prak-
tische Arbeiten) schriftlich an die 
Eltern erfolgen. Sprich viermal im 
Jahr pro Fach. Schüler und Erzie-
hungsberechtigte erhalten also pro 
Schuljahr – Klassenarbeiten und 
Zeugnisse nicht eingerechnet – 56 
Rückmeldungen pro Kind über die 
Leistungen aus dem Unterricht. Wer 
soll da noch den Überblick behal-
ten?

Auf Lehrerseite sieht es nicht bes-
ser aus. Im Gegenteil. Nehmen wir 
eine Lehrerin, die im Nebenfach 
in einer Klasse 25 Schüler unter-
richtet: Pro Schüler sind damit pro 
Halbjahr jeweils zwei an die Eltern 
verschickte Rückmeldungen zu den 

erbrachten sonstigen Leistungen 
(nebst Überprüfung der elterlichen 
Kenntnisnahme per Unterschrift) 
fällig. Das bedeutet für unsere Leh-
rerin 50 Übersichten pro Halbjahr, 
also 100 im Jahr in einem einzigen 
Fach.

Im Leistungserlass lässt sich 
nachlesen, wie die Rückmeldun-
gen auszusehen haben: „Hierbei 
sind die erreichten Kompetenzen 
beziehungsweise die Vorzüge der 
gezeigten Leistungen sowie die noch 
weiter zu entwickelnden Kompeten-
zen beziehungsweise die zu verbes-
sernden Aspekte der gezeigten Leis-
tungen stichwortartig, tabellarisch 
oder in einem kurzen Kommentar 
festzuhalten.“ Auf Basis dieser „lern-
prozessbezogenen Leistungsbewer-
tung“ wird dann von Lehrerseite aus 
den SL eine Gesamtnote gebildet, 
die über die schriftlichen Arbeiten 
hinaus den jeweiligen Lernstand der 
Schüler in einem Fach spiegelt.

Hat unsere Beispiellehrerin eine 
volle Stelle, unterrichtet sie rund 25 
Stunden und damit durchschnitt-
lich plus-minus acht Klassen. Legt 
man somit 200 Schüler zugrunde 
(acht Klassen à 25 Eleven), muss 
sie mithin mindestens 800 „Sons-
tige Leistungen“ im Jahr auflisten 
und herleiten. Kein Wunder, dass 
Elke Boudier, Gemeinschaftsschu-

len-Referentin des Saarländischen 
Lehrerinnen- und Lehrerverbandes 
(SLLV), auf Anfrage mitteilt, dass in 
den Kollegien „viel Unmut wegen 
des Leistungserlasses herrscht, 
weil ihn jeder anders versteht“. 
Ihrem Eindruck nach werde die 
Notenerhebung, was Mitarbeit, Ar-
beits- und Sozialverhalten angeht, 
überall anders gehandhabt. Boudier 
spricht von einer „riesigen Grau-
zone derzeit“. Die gängigste und 

pragmatischste Methode bisher: 
Bei Rückgabe einer Klassenarbeit 
wird gleichzeitig auch die aktuelle 
mündliche Note mitgeteilt.

Auch Marcus Hahn, Vorsitzender 
des Saarländischen Philologenver-
bandes und damit Sprachrohr der 
Gymnasien, berichtet dort von „viel 
Unruhe wegen ungeklärter Fragen 
der praktischen Umsetzung“. Hahn 
spricht von „Rückmeldebogen-
wahnsinn“ mit Blick auf die den 
Eltern zu spiegelnden „Sonstigen 
Leistungen“. Für die Lehrkräfte be-
deute dies, sofern sie keine prag-

matische Lösung fänden, aufgrund 
des enormen Aufwandes „blanke 
Arbeitszeitvernichtung“. Dennoch 
betont Hahn, dass der Erlass Spiel-
räume für eine „ressourcenscho-
nende Lösung“ lasse. Die ministe-
rielle Umsetzung aber habe nichts 
geklärt, sondern nur mehr Verwir-
rung gestiftet.

Nun wirkt das Ganze auf viele eher 
so, als habe man „einen bürokrati-
schen Golem geschaffen“ (Hahn). 
In den Kollegien fürchtet man, sich 
juristisch angreifbar zu machen, 
sofern von ministerieller Seite keine 
einheitlichen Rückmeldebögen be-
reitgestellt werden. Um die Lage zu 
entschärfen, bietet das Bildungsmi-
nisterium zwar seit den Herbstferien 
Fortbildungen für die Lehrerschaft 
an. Auch hat man einen Antwort-
enkatalog zu den häufig gestellten 
Fragen erstellt. „Diese Antworten 
waren schon mal hilfreich“, meint 
die SLLV-Vorsitzende Lisa Brausch. 
Klare Vorgaben für alle Fächer, was 
in welcher Gewichtung als Unter-
richtsleistung zu bewerten ist, gibt 
es nicht.

Erwartungsgemäß spart daher 
auch Jutta Schmitt-Lang, bildungs-
politische Sprecherin der CDU-
Landtagsfraktion und selbst Lehre-
rin, nicht mit Kritik: Das Ganze sei 
den Schulen „Knall auf Fall vor die 

Füße geworfen“ worden und habe 
für großes Chaos gesorgt, sodass 
„auch positive Ansätze des Erlasses 
völlig untergehen“. Dazu gehört 
für Schmitt-Lang, dass die Anzahl 
der „Großen Leistungsnachweise“ 
(GLN) – das, was früher einmal Klas-
senarbeit hieß – reduziert worden 
ist. In den schriftlichen Fächern (an 
Gemeinschaftsschulen und Gymna-
sien die alten Hauptfächer Deutsch, 
Mathe plus die beiden Fremdspra-
chen) müssen nun in den Klassen-
stufen 5 bis 10 nur noch vier (statt 
bislang fünf) GLN erbracht werden. 
In allen anderen, zweistündig unter-
richteten Fächern sind es zwei GLN.

Dass durch den neuen Erlass auch 
andere Prüfungsformate (ob „medi-
en- und materialgestützte Arbeiten“ 
oder Gruppenarbeiten oder Portfo-
lios) möglich werden und klassische 
Klassenarbeiten ersetzen, wird auf 
Schülerseite begrüßt, bestätigt 
Landesschülersprecher Hasan Al-
jomaa auf SZ-Anfrage. Auch dass 
man jetzt etwa mit einem schriftli-
chen Leistungsnachweis auch eine 
Rückmeldung über die mündliche 
Zwischennote bekomme, sei gut. 
„Das hilft den Schülern, weil die 
Notengebung transparenter wird“, 
sagt Aljomaa. Für die Lehrer, schiebt 
er nach, bedeute es allerdings „eine 
große Mehrbelastung“.

An dem neuen, zu Schul-
jahresbeginn im Saarland 
eingeführten Leistungsbe-
wertungserlass scheiden 
sich die Geister. Die Schü-
ler begrüßen ihn. Die 
Lehrkräfte hadern damit.

In den saarländischen Kollegien gibt es derzeit viel Unmut, weil für viele Lehrer unklar ist, wie sie den neuen Leistungserlass anwenden sollen. SYMBOLFOTO: MURAT/DPA

Klare Vorgaben für alle 
Fächer, was in welcher 
Gewichtung als Unter-

richtsleistung zu bewer-
ten ist, gibt es nicht.

Wolfspeed-Aktie sackt nach 
schlechter Prognose ab
SAARBRÜCKEN (SZ) Der US-Chipher-
steller Wolfspeed hat seine Umsatz-
prognose für das zweite Halbjahr 
2025 vorgelegt. Der Halbleiterprodu-
zent, der seine Pläne für eine Chip-
fabrik in Ensdorf zuletzt zurück-
gestellt hat, enttäuschte dabei die 
Analysten. Die Aktie von Wolfspeed 
verlor zwischenzeitlich an der Bör-
se rund 22 Prozent. Zunächst hatte 
die Nachrichtenagentur Reuter da-
rüber berichtet. Der Spezialist für 
Leistungshalbleiter, also Bauteile, 
die insbesondere zum Steuern und 
Umwandeln hoher Spannungen ver-
wendet werden, macht insbesondere 
den rückläufigen Absatz von E-Autos 
für die schlechte Prognose verant-
wortlich. Erwartet wird ein Umsatz 

zwischen 160 und 200 Millionen 
Dollar. Finanzanalysten hatten da-
gegen 214,6 Millionen Dollar erwar-
tet. Auch der erwartete Verlust je Aktie 
lag mit 89 Cent bis 1,14 Dollar über 
der Schätzungen der Experten.

Wolfspeed hatte im Oktober be-
richte bestätigt, wonach die Pläne 
für den Bau einer Chipfabrik auf 
dem ehemaligen Kraftwerksgelände 
in Ensdorf auf Eis liegen (wir berich-
teten). Auch hier führte das Unter-
nehmen die schleppende Nachfrage 
nach E-Autos an. Vorausgegangen 
war der Ausstieg von ZF Friedrichs-
hafen als Projektpartner. Für das von 
Bund und Land geförderte Projekt 
waren 2,75 Milliarden Euro veran-
schlagt.
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